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Antrag 403/I/2024

Jusos Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme (Konsens)

Erhalt der Friedensstatue
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Die SPD Berlin setzt sich für den dauerhaften Erhalt der

Friedensstatue in Verbindung mit ihrer Geschichte ein

und fordert ihre Vertreter*innen im Abgeordnetenhaus

und im Senat auf, dies auch zu tun.

Begründung

Triggerwarnung

 

Seit September 2020 steht in Berlin Moabit die Friedens-

statue des Korea Verbandes zur  mahnenden Erinnerung

an das Schicksal der sogenannten Trostfrauen im Zweiten

Weltkrieg.

Während das Denkmal imGedenken an dieMädchen und

Frauen, die zu der Zeit vom japanischen Militärn zwangs-

prostituiert wurden, errichtet wurde, dient es seitdem

als internationales Symbol gegen sexualisierte Gewalt als

Kriegswaffe - und geht über seinen historischen Rahmen

hinaus.

 

Aufgrund der fehlenden Aufarbeitung und Entschuldi-

gung für diese grausamen Verbrechen strebt die japani-

sche Regierung seit Errichtung des Denkmals dessen Ent-

fernunganund scheintmit demRegierendenBürgermeis-

ter KaiWegner nun die notwendigeUnterstützung gefun-

den zu haben. In einer Pressemitteilung vom 16.05.2024

bestätigt dieser, dass zukünftige Bestreben zur Entfer-

nung der Friedensstatue seinen Rückhalt haben und dass

er die Statue selbst durch ein neutraleres Symbol im Ein-

vernehmenmit der japanischen Regierung ersetzen will.

 

Dieses Vorhaben macht das Leid der sogenannten Trost-

frauen unsichtbar zugunsten einer Regierung, die diese

Kriegsverbrechen öffentlich nachwie vor verharmlost und

relativiert.

 

Nicht nur in Berlin übt die japanische Regierung Druck

gegen das feministische Gedenken an die sogenannten

Trostfrauen aus. In Städten wie Kassel und Freiburg wur-

den Friedensstatuenwieder entfernt oder durch diploma-

tischen Druck verhindert. Berlin ist eine weltoffene Stadt,

in der Raum für intersektionales Gedenken sein muss.

 

Wir halten eineUnterstützungdieser Art durch denRegie-

renden Bürgermeister für verwerflich und kämpfen statt-

dessen für eine dekoloniale, intersektionale, internationa-

listische und feministische Erinnerungskultur.

 

Wir fordern daher die öffentliche Positionierung des Lan-
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desparteitages und der Senatsmitglieder der SPD Berlin

für den Erhalt der Friedensstatue in Verbindung mit ihrer

Geschichte sowie der Solidarisierung mit dem Korea Ver-

band.”
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